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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 
auswärtige Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Ziele eines Instruments für 
Heranführungshilfe unterscheiden sich 
erheblich von den allgemeinen Zielen des 
auswärtigen Handelns der Union, da dieses 
Instrument darauf abzielt, die in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten auf die künftige 
Mitgliedschaft in der EU vorzubereiten und 
ihren Beitrittsprozess zu unterstützen. Es 
ist daher von wesentlicher Bedeutung, ein 
spezielles Instrument zur Unterstützung der 
Erweiterungspolitik zur Verfügung zu 
haben und gleichzeitig sicherzustellen, dass 
dieses Instrument mit den allgemeinen 
Zielen des auswärtigen Handelns der 
Union und insbesondere des Instruments 
für Nachbarschaft, 
Entwicklungszusammenarbeit und 
internationale Zusammenarbeit im 
Einklang steht.

(2) Die Ziele eines Instruments für 
Heranführungshilfe unterscheiden sich 
erheblich von den allgemeinen Zielen des 
auswärtigen Handelns der Europäischen 
Union, da dieses Instrument darauf abzielt, 
die in Anhang I aufgeführten Begünstigten 
auf die künftige Mitgliedschaft in der EU 
vorzubereiten und ihren Beitrittsprozess zu 
unterstützen. Es ist daher von wesentlicher 
Bedeutung, ein spezielles Instrument zur 
Unterstützung der Erweiterungspolitik zur 
Verfügung zu haben und gleichzeitig 
sicherzustellen, dass dieses Instrument mit 
den allgemeinen Zielen des auswärtigen 
Handelns der Europäischen Union und 
insbesondere des Instruments für 
Nachbarschaft, 
Entwicklungszusammenarbeit und 
internationale Zusammenarbeit im 
Einklang steht und es ergänzt.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Die Erweiterungspolitik der Union 
ist eine Investition in Frieden, Sicherheit 
und Stabilität in Europa. Sie sorgt für 
verstärkte Wirtschafts- und 
Handelschancen zum beiderseitigen 
Nutzen der Union und der beitrittswilligen 

(5) Die Erweiterungspolitik der 
Europäischen Union ist eine Investition in 
Frieden, Sicherheit und Stabilität in 
Europa. Sie sorgt für verstärkte 
Wirtschafts- und Handelschancen zum 
beiderseitigen Nutzen der Europäischen 
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Länder. Die Aussicht auf die 
Mitgliedschaft in der Union übt eine starke 
transformative Wirkung aus und spornt zu 
tief greifenden und positiven 
demokratischen, politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Veränderungen an.

Union und der beitrittswilligen Länder, 
wobei gleichzeitig der Grundsatz der 
asymmetrischen und schrittweisen 
Integration geachtet wird, damit für eine 
reibungslose Umstellung der fragilen 
Volkswirtschaften der beitrittswilligen 
Länder gesorgt wird. Die Aussicht auf die 
Mitgliedschaft in der Europäischen Union 
übt eine starke transformative Wirkung aus 
und spornt zu tief greifenden und positiven 
demokratischen, politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Veränderungen an.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Die Hilfe sollte ferner unter 
Einhaltung der zwischen der Union und 
den in Anhang I aufgeführten Begünstigten 
geschlossenen Abkommen gewährt 
werden. Die Hilfe sollte schwerpunktmäßig 
darauf ausgerichtet werden, die in Anhang
I aufgeführten Begünstigten bei der 
Stärkung ihrer demokratischen 
Institutionen und der Rechtsstaatlichkeit, 
der Reform der Justiz und der öffentlichen 
Verwaltung, der Achtung der Grundrechte 
sowie der Förderung der 
Geschlechtergleichstellung, der Toleranz, 
der sozialen Eingliederung und der 
Nichtdiskriminierung zu unterstützen. Die 
Hilfe sollte auch zur Förderung der 
wichtigsten Grundsätze und Rechte im 
Sinne der Europäischen Säule sozialer 
Rechte16 dienen. Durch die Hilfe sollten 
die Bemühungen dieser Begünstigten um 
Ausbau der regionalen, makroregionalen 
und grenzübergreifenden Zusammenarbeit 
sowie um territoriale Entwicklung weiter 
unterstützt werden, beispielsweise im 
Rahmen der Umsetzung der 
makroregionalen Strategien der Union. Die 

(7) Die Hilfe sollte ferner unter 
Einhaltung der zwischen der Europäischen 
Union und den in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten geschlossenen Abkommen 
gewährt werden. Die Hilfe sollte 
schwerpunktmäßig darauf ausgerichtet 
werden, die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten bei der Stärkung ihrer 
demokratischen Institutionen und der 
Rechtsstaatlichkeit, der Reform der Justiz 
und der öffentlichen Verwaltung, der 
Achtung der Grundrechte sowie der 
Förderung der Geschlechtergleichstellung, 
der Toleranz, der sozialen Eingliederung 
und der Nichtdiskriminierung zu 
unterstützen. Die Hilfe sollte auch zur 
Förderung der wichtigsten Grundsätze und 
Rechte im Sinne der Europäischen Säule 
sozialer Rechte16 dienen. Durch die Hilfe 
sollten die Bemühungen dieser 
Begünstigten um Ausbau der regionalen, 
makroregionalen und grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit sowie um territoriale 
Entwicklung weiter unterstützt werden, 
beispielsweise im Rahmen der Umsetzung 
der makroregionalen Strategien der 
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Hilfe sollte die Begünstigen außerdem
dabei unterstützen, im Rahmen einer 
Agenda für intelligentes, nachhaltiges und 
inklusives Wachstum ihre wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung und ihre 
wirtschaftspolitische Steuerung u. a. durch 
Förderung der regionalen Entwicklung, der 
Landwirtschaft und der Entwicklung des 
ländlichen Raums, durch Umsetzung einer 
wirksamen Sozial- und 
Beschäftigungspolitik sowie durch 
Entwicklung der digitalen Wirtschaft und 
Gesellschaft, u. a. im Einklang mit der 
Leitinitiative „Digitale Agenda für den 
westlichen Balkan“, zu verbessern.

Europäischen Union. Ebenso sollten 
gutnachbarliche Beziehungen, die 
Aussöhnung und die regionale 
Zusammenarbeit dadurch gefördert 
werden. Die Hilfe sollte die Begünstigen 
dabei unterstützen, im Rahmen einer 
Agenda für intelligentes, nachhaltiges und 
inklusives Wachstum ihre wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung und ihre 
wirtschaftspolitische Steuerung zu 
verbessern sowie deren wirtschaftliche 
Integration in den EU-Binnenmarkt 
(einschließlich der Zusammenarbeit im 
Zollwesen) und offenen und fairen 
Handel zu fördern, und zwar auch durch 
Förderung der regionalen Entwicklung, der 
Landwirtschaft und der Entwicklung des 
ländlichen Raums, durch Umsetzung einer 
wirksamen Sozial- und 
Beschäftigungspolitik sowie durch 
Entwicklung der digitalen Wirtschaft und 
Gesellschaft, unter anderem im Einklang 
mit der Leitinitiative „Digitale Agenda für 
den westlichen Balkan“.

_________________ _________________

16 Die Europäische Säule sozialer Rechte 
wurde am 17. November 2017 auf dem 
Sozialgipfel für faire Arbeitsplätze und 
Wachstum in Göteborg gemeinsam von 
Europäischem Parlament, Rat und 
Kommission feierlich verkündet.

16 Die Europäische Säule sozialer Rechte 
wurde am 17. November 2017 auf dem 
Sozialgipfel für faire Arbeitsplätze und 
Wachstum in Göteborg gemeinsam von 
Europäischem Parlament, Rat und 
Kommission feierlich verkündet.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Die Union sollte die in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten beim 
Übergangsprozess im Hinblick auf den 
Beitritt unterstützen und dabei die 
Erfahrungen ihrer Mitgliedstaaten 
heranziehen. Durch diese Zusammenarbeit 
sollten vor allem die von den 
Mitgliedstaaten im Reformprozess 

(8) Die Europäische Union sollte die 
in Anhang I aufgeführten Begünstigten 
beim Übergangsprozess im Hinblick auf 
den Beitritt unterstützen und dabei die 
Erfahrungen ihrer Mitgliedstaaten 
heranziehen. Durch diese Zusammenarbeit 
sollten vor allem die von den 
Mitgliedstaaten im Reformprozess 
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gewonnenen Erfahrungen weitergegeben 
werden.

gewonnenen Erfahrungen weitergegeben 
werden, insbesondere hinsichtlich der 
Intensivierung der wirtschaftlichen 
Kooperation und der Zusammenarbeit im 
Zollwesen sowie der gemeinsamen 
Anstrengungen gegen Korruption, 
Schmuggel, Geldwäsche und 
betrügerische Nachahmung.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9a) Die Kommission sollte den in 
Anhang I aufgeführten Begünstigten 
nahelegen, mit der Europäischen Union 
im Bereich der Förderung des 
Multilateralismus und der weiteren 
Stärkung des internationalen 
Handelssystems, einschließlich der WTO-
Reformen, zusammenzuarbeiten.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Die Stärkung der 
Rechtsstaatlichkeit, einschließlich der 
Bekämpfung von Korruption und 
organisierter Kriminalität, und der guten 
Regierungsführung, einschließlich einer 
Reform der öffentlichen Verwaltung, zählt 
nach wie vor zu den größten 
Herausforderungen für die meisten in 
Anhang I aufgeführten Begünstigten und 
ist eine Grundvoraussetzung für die 
Annäherung der Begünstigten an die Union 
sowie für die spätere uneingeschränkte 
Übernahme der Verpflichtungen, die aus 
der Unionsmitgliedschaft erwachsen. Da 

(11) Die Stärkung der 
Rechtsstaatlichkeit, einschließlich der 
Bekämpfung von Korruption, Geldwäsche
und organisierter Kriminalität, und der 
guten Regierungsführung, einschließlich 
einer Reform der öffentlichen Verwaltung, 
der Unabhängigkeit der Justiz, der 
Transparenz, der öffentlichen 
Auftragsvergabe, staatlicher Beihilfen, 
des geistigen Eigentums und 
ausländischer Investitionen, zählt nach 
wie vor zu den größten Herausforderungen 
für die meisten in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten und ist eine 
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die in diesen Bereichen angestrebten 
Reformen längerfristig angelegt sind und 
eine entsprechende Erfolgsbilanz 
aufgebaut werden muss, sollte die 
aufgrund dieser Verordnung geleistete 
finanzielle Unterstützung so früh wie 
möglich auf die Anforderungen an die in 
Anhang I aufgeführten Begünstigten 
ausgerichtet werden.

Grundvoraussetzung für die Annäherung 
der Begünstigten an die Europäische 
Union sowie für die spätere 
uneingeschränkte Übernahme der 
Verpflichtungen, die aus der 
Unionsmitgliedschaft erwachsen.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) In Einklang mit dem Grundsatz der 
partizipatorischen Demokratie sollte die 
Kommission bei jedem in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten die 
parlamentarische Kontrolle fördern.

(12) In Einklang mit dem Grundsatz der 
partizipatorischen Demokratie sollte die 
Kommission in enger Zusammenarbeit 
mit dem Europäischen Parlament bei 
jedem in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten die parlamentarische 
Kontrolle und die proaktive Rolle der 
nationalen Parlamente beim EU-
Beitrittsprozess und der Erfüllung der 
Beitrittskriterien fördern.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten müssen besser darauf 
vorbereitet werden, globale 
Herausforderungen wie nachhaltige 
Entwicklung und Klimawandel zu 
bewältigen und sich an den entsprechenden 
Bemühungen der Union zu beteiligen. 
Angesichts der Notwendigkeit, dem 
Klimawandel im Einklang mit den Zusagen 
der Union zur Umsetzung des 
Übereinkommens von Paris und der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung (SDG) 

(13) Die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten müssen besser darauf 
vorbereitet werden, globale 
Herausforderungen, wie nachhaltige 
Entwicklung, die Folgen des 
Klimawandels und das Eintreten für eine 
auf Regeln und Werten beruhende 
Weltordnung, zu bewältigen und sich an 
den entsprechenden Bemühungen der 
Union zu beteiligen. Angesichts der 
Notwendigkeit, dem Klimawandel im 
Einklang mit den Zusagen der Union zur 
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entgegenzuwirken, sollte dieses Programm 
dazu beitragen, den Klimaschutz in allen 
Politikbereichen der Union durchgängig zu 
berücksichtigen und das allgemeine Ziel zu 
erreichen, dass 25 % der Unionsausgaben
zur Verwirklichung von Klimazielen 
verwendet werden. Die Maßnahmen im 
Rahmen dieses Programms sollen einen 
Beitrag in Höhe von 16 % zur 
Gesamtmittelausstattung des Programms 
zur Verwirklichung der Klimaschutzziele 
leisten. Einschlägige Maßnahmen werden 
im Zuge der Vorbereitung und 
Durchführung des Programms ermittelt, 
und der im Rahmen dieses Programms 
geleistete Gesamtbeitrag sollte Gegenstand 
der einschlägigen Evaluierungen und 
Überprüfungen sein.

Umsetzung des Übereinkommens von 
Paris und der Ziele für nachhaltige 
Entwicklung (SDG) entgegenzuwirken, 
sollte dieses Programm dazu beitragen, den 
Klimaschutz in allen Politikbereichen der 
Union durchgängig zu berücksichtigen und 
das allgemeine Ziel zu erreichen, dass 
25 % der EU-Ausgaben zur 
Verwirklichung von Klimazielen 
verwendet werden. Die Maßnahmen im 
Rahmen dieses Programms sollen einen 
Beitrag in Höhe von 16 % zur 
Gesamtmittelausstattung des Programms 
zur Verwirklichung der Klimaschutzziele 
leisten. Einschlägige Maßnahmen werden 
im Zuge der Vorbereitung und 
Durchführung des Programms ermittelt, 
und der im Rahmen dieses Programms 
geleistete Gesamtbeitrag sollte Gegenstand 
der einschlägigen Evaluierungen und 
Überprüfungen sein.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14a) Im Sinne der politischen Kohärenz 
auf EU-Ebene und damit die 
Handelsregeln und ‑grundsätze in einem 
multilateralen Rahmen geschützt und 
weiter gefördert werden, sollte die 
Maßnahmen gemäß der vorliegenden 
Verordnung auch zu den 
handelsbezogenen Aspekten der 
Außenbeziehungen der Europäischen 
Union beitragen, wobei hierzu unter 
anderem die Initiativen für Handelshilfe, 
die Zusammenarbeit mit Drittländern im 
Bereich der Sorgfaltspflichten in der 
Lieferkette für Zinn, Tantal, Wolfram, 
deren Erzen und Gold und der Kimberley-
Prozess, der Nachhaltigkeitspakt und die 
Überwachung der Verpflichtungen von 
Drittländern gemäß der APS-Verordnung 
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gehören.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Die Prioritäten für Maßnahmen zur 
Erreichung der Ziele in den einschlägigen 
Politikbereichen, die im Rahmen dieser 
Verordnung unterstützt werden, sollten in 
einem Programmplanungsrahmen 
festgelegt werden, den die Kommission in 
Zusammenarbeit mit den in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten auf der 
Grundlage ihres jeweiligen Bedarfs und 
ihrer Erweiterungsagenda in Einklang mit 
den in dieser Verordnung festgelegten 
allgemeinen Zielen und Einzelzielen und 
unter gebührender Berücksichtigung der 
einschlägigen nationalen Strategien für die 
Dauer des Mehrjährigen Finanzrahmens 
der Union für den Zeitraum von 2021 bis 
2027 erstellt. Im 
Programmplanungsrahmen sollten die 
Bereiche, in denen Unterstützung geleistet 
werden soll, ausgewiesen und pro 
Unterstützungsbereich ein Richtbetrag, 
einschließlich einer Schätzung der 
klimabezogenen Ausgaben, festgelegt 
werden.

(17) Die Prioritäten für Maßnahmen zur 
Erreichung der Ziele in den einschlägigen 
Politikbereichen, die im Rahmen dieser 
Verordnung unterstützt werden, sollten 
zusammen mit dem Europäischen 
Parlament in einem 
Programmplanungsrahmen festgelegt 
werden, den die Kommission in 
Zusammenarbeit mit den in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten auf der 
Grundlage ihres jeweiligen Bedarfs und 
ihrer Erweiterungsagenda in Einklang mit 
den in dieser Verordnung festgelegten 
allgemeinen Zielen und Einzelzielen und 
unter gebührender Berücksichtigung der 
einschlägigen nationalen Strategien für die 
Dauer des Mehrjährigen Finanzrahmens 
der Union für den Zeitraum von 2021 bis 
2027 erstellt. Im 
Programmplanungsrahmen sollten die 
Bereiche, in denen Unterstützung geleistet 
werden soll, ausgewiesen und pro 
Unterstützungsbereich ein Richtbetrag, 
einschließlich einer Schätzung der 
klimabezogenen Ausgaben, festgelegt 
werden.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Es liegt im Interesse der Union, die 
in Anhang I aufgeführten Begünstigten bei 
ihren Reformbemühungen im Hinblick auf 
eine Mitgliedschaft in der Union zu 

(18) Es liegt im Interesse der Union, die 
in Anhang I aufgeführten Begünstigten bei 
ihren Reformbemühungen im Hinblick auf 
eine Mitgliedschaft in der Union zu 
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unterstützen. Die Verwaltung der Hilfe 
sollte stark auf Ergebnisse ausgerichtet sein 
und Anreize für diejenigen bieten, die ihre 
Bereitschaft zu Reformen durch wirksame 
Durchführung der Heranführungshilfe und 
durch Fortschritte auf dem Weg zur 
Erfüllung der Beitrittskriterien unter 
Beweis stellen.

unterstützen. Die Verwaltung der Hilfe 
sollte stark auf Ergebnisse ausgerichtet sein 
und Anreize für diejenigen bieten, die ihre 
Bereitschaft zu Reformen durch wirksame 
Durchführung der Heranführungshilfe und 
durch Fortschritte auf dem Weg zur 
Erfüllung der Beitrittskriterien unter 
Beweis stellen. Wesentliche Fortschritte 
der Begünstigten bei der Öffnung ihres 
wirtschaftlichen Umfelds im Einklang mit 
den EU-Verträgen und den WTO-
Übereinkommen und bei der 
vollständigen Umsetzung bestehender 
Abkommen mit der Europäischen Union 
wären ein positiver Schritt im Hinblick 
auf eine EU-Mitgliedschaft.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Der Übergang von der direkten 
Verwaltung der Heranführungsmittel durch 
die Kommission zur indirekten Verwaltung 
durch die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten sollte schrittweise 
entsprechend den jeweiligen Kapazitäten 
der Begünstigten erfolgen. Die Hilfe sollte 
sich weiterhin auf die Strukturen und 
Instrumente stützen, die sich im Rahmen 
der Heranführung bewährt haben.

(19) Der Übergang von der direkten 
Verwaltung der Heranführungsmittel durch 
die Kommission zur indirekten Verwaltung 
durch die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten sollte schrittweise 
entsprechend den jeweiligen Kapazitäten 
der Begünstigten erfolgen. Der Übergang 
sollte ausgesetzt werden, wenn EU-Mittel 
ineffizient verwendet werden und dies zu 
erheblichen Defiziten bei der Erfüllung 
der einschlägigen Verpflichtungen führt.
Die Hilfe sollte sich weiterhin auf die 
Strukturen und Instrumente stützen, die 
sich im Rahmen der Heranführung bewährt 
haben.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(20) Die Union sollte bestrebt sein, die 
verfügbaren Mittel möglichst effizient 
einzusetzen, um ihrem auswärtigen 
Handeln die größtmögliche Wirkung zu 
verleihen. Dies sollte durch Sicherstellung 
der Kohärenz und Komplementarität der 
Finanzierungsinstrumente der Union für 
das auswärtige Handeln sowie durch die 
Schaffung von Synergien mit anderen 
Politikbereichen und Programmen der 
Union erreicht werden. Dies schließt 
gegebenenfalls auch die Kohärenz und 
Komplementarität mit der 
Makrofinanzhilfe ein.

(20) Die Europäische Union sollte 
bestrebt sein, die verfügbaren Mittel 
möglichst effizient einzusetzen, um ihrem 
auswärtigen Handeln die größtmögliche 
Wirkung zu verleihen. Dies sollte durch 
Sicherstellung der Kohärenz und 
Komplementarität der 
Finanzierungsinstrumente der Union für 
das auswärtige Handeln sowie durch die 
Schaffung von Synergien mit anderen 
Politikbereichen und Programmen der 
Europäischen Union sowie insbesondere 
mit den Handelsbeziehungen zwischen 
der EU und den in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten erreicht 
werden. Dies schließt gegebenenfalls auch 
die Kohärenz und Komplementarität mit 
der Makrofinanzhilfe ein.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 26

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(26) Da Maßnahmen im Außenbereich 
häufig in einem sehr volatilen Umfeld 
durchgeführt werden, sind kontinuierliche 
und rasche Anpassungen an den sich 
wandelnden Bedarf der Partner der Union 
und die globalen Herausforderungen in den 
Bereichen Menschenrechte, Demokratie 
und gute Regierungsführung, Sicherheit 
und Stabilität, Klimawandel und Umwelt 
sowie irreguläre Migration, einschließlich 
ihrer Ursachen, erforderlich. Um den 
Grundsatz der Vorhersehbarkeit mit der 
Notwendigkeit, rasch auf neuen Bedarf 
reagieren zu können, in Einklang zu 
bringen, muss daher die Möglichkeit 
bestehen, die finanzielle Ausführung der 
Programme anzupassen. Damit die Union 
unter Wahrung des Grundsatzes der 
Jährlichkeit des Unionshaushalts besser auf 
unvorhergesehenen Bedarf reagieren kann, 
sollte in dieser Verordnung die 
Möglichkeit gegeben sein, die 

(26) Da Maßnahmen im Außenbereich 
häufig in einem sehr volatilen Umfeld 
durchgeführt werden, sind kontinuierliche 
und rasche Anpassungen an den sich 
wandelnden Bedarf der Partner der 
Europäischen Union und die globalen 
Herausforderungen in den Bereichen 
Menschenrechte, Demokratie und gute 
Regierungsführung, Sicherheit und 
Stabilität, Klimawandel und Umwelt, 
Protektionismus sowie irreguläre 
Migration, einschließlich ihrer Ursachen, 
erforderlich. Um den Grundsatz der 
Vorhersehbarkeit mit der Notwendigkeit, 
rasch auf neuen Bedarf reagieren zu 
können, in Einklang zu bringen, muss 
daher die Möglichkeit bestehen, die 
finanzielle Ausführung der Programme 
anzupassen. Damit die Europäische Union 
unter Wahrung des Grundsatzes der 
Jährlichkeit des Unionshaushalts besser auf
unvorhergesehenen Bedarf reagieren kann, 
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Flexibilitätsregelungen anzuwenden, die 
gemäß der Haushaltsordnung bereits für 
andere Politikbereiche zulässig sind, 
insbesondere Mittelübertragungen und 
Mittelumwidmungen, um sowohl für die 
Bürgerinnen und Bürger der Union als 
auch für die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigen die effiziente Verwendung der 
Unionsmittel sicherzustellen und so das 
Volumen der für die Außenmaßnahmen der 
Union zur Verfügung stehenden 
Unionsmittel zu maximieren.

sollte in dieser Verordnung die 
Möglichkeit gegeben sein, die 
Flexibilitätsregelungen anzuwenden, die 
gemäß der Haushaltsordnung bereits für 
andere Politikbereiche zulässig sind, 
insbesondere Mittelübertragungen und 
Mittelumwidmungen, um sowohl für die 
Bürgerinnen und Bürger der Europäischen 
Union als auch für die in Anhang I 
aufgeführten Begünstigen die effiziente 
Verwendung der Unionsmittel 
sicherzustellen und so das Volumen der für 
die Außenmaßnahmen der Union zur 
Verfügung stehenden EU-Mittel zu 
maximieren.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Das allgemeine Ziel von IPA III 
besteht darin, die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten bei der Annahme und 
Umsetzung der politischen, institutionellen, 
rechtlichen, administrativen, sozialen und 
wirtschaftlichen Reformen, die zur 
Einhaltung der Werte der Union und zur 
schrittweisen Angleichung an die 
Vorschriften, Normen, Strategien und 
Verfahren der Union im Hinblick auf die 
Mitgliedschaft in der Union erforderlich 
sind, zu unterstützen und so zu ihrer 
Stabilität und Sicherheit und zu ihrem 
Wohlstand beizutragen.

1. Das allgemeine Ziel von IPA III 
besteht darin, die in Anhang I aufgeführten 
Begünstigten bei der Annahme und 
Umsetzung der politischen, institutionellen, 
rechtlichen, administrativen, sozialen und 
wirtschaftlichen Reformen, die zur 
Einhaltung des Besitzstands und der Werte 
der Europäischen Union und zur 
schrittweisen Angleichung an die 
Vorschriften, Normen, Strategien und 
Verfahren der Europäischen Union im 
Hinblick auf die Mitgliedschaft in der 
Union erforderlich sind, zu unterstützen 
und so zu ihrer Stabilität und Sicherheit 
und zu ihrem Wohlstand beizutragen.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe b
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) Steigerung der Effizienz der 
öffentlichen Verwaltung und Unterstützung 
von Strukturreformen und guter 
Regierungsführung auf allen Ebenen;

(b) Steigerung der Effizienz der 
öffentlichen Verwaltung, Sicherstellung 
der Unabhängigkeit von Richtern, der 
Rechtsstaatlichkeit sowie der Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten und 
Unterstützung von Strukturreformen und 
guter Regierungsführung auf allen Ebenen, 
auch in den Bereichen öffentliche 
Auftragsvergabe, staatliche Beihilfen, 
Wettbewerb, ausländische Investitionen 
und geistiges Eigentum;

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) Gestaltung der Vorschriften, 
Standards, Strategien und Verfahren der in 
Anhang I aufgeführten Begünstigten im 
Einklang mit denen der Union und 
Förderung von Versöhnung, 
gutnachbarlichen Beziehungen sowie 
direkten Kontakten und Kommunikation 
zwischen den Menschen;

(c) Gestaltung der Vorschriften, 
Standards, Strategien und Verfahren der in 
Anhang I aufgeführten Begünstigten im 
Einklang mit denen der Europäischen 
Union, auch im Hinblick auf die 
umfassende Nutzung der bilateralen 
Instrumente der Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommen für die 
wirtschaftliche Integration, und Förderung 
von Versöhnung, gutnachbarlichen 
Beziehungen sowie direkten Kontakten 
und Kommunikation zwischen den 
Menschen;

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) Stärkung der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung – unter anderem 
durch verstärkte Vernetzung, regionale 
Entwicklung und Entwicklung der 

(d) Stärkung der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung und 
Zusammenarbeit – unter anderem durch 
verstärkte Vernetzung, regionale 
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Landwirtschaft und des ländlichen Raums 
sowie durch sozial- und 
beschäftigungspolitische Maßnahmen –, 
Verbesserung des Umweltschutzes, 
Stärkung der Resilienz gegenüber dem 
Klimawandel, Beschleunigung des 
Übergangs zu einer Wirtschaft mit 
geringem CO2-Ausstoß sowie Entwicklung 
der digitalen Wirtschaft und Gesellschaft.

Entwicklung und Entwicklung der 
Landwirtschaft und des ländlichen Raums, 
Harmonisierung der Gesundheits- und 
Pflanzenschutznorm sowie durch sozial-
und beschäftigungspolitische Maßnahmen 
–, Verbesserung des Umweltschutzes, 
Stärkung der Resilienz gegenüber dem 
Klimawandel, Beschleunigung des 
Übergangs zu einer Wirtschaft mit 
geringem CO2-Ausstoß sowie Entwicklung 
der digitalen Wirtschaft und Gesellschaft.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(e) Unterstützung der territorialen und 
der grenzübergreifenden Zusammenarbeit

(e) Unterstützung der territorialen und 
der grenzübergreifenden Zusammenarbeit, 
auch über Seegrenzen hinweg, und 
Verbesserung der Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen durch die 
vollständige Umsetzung bestehender 
Abkommen mit der Europäischen Union 
und das Vorgehen gegen Schmuggel und 
betrügerische Nachahmung

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Der vom Europäischen Rat und 
vom Rat festgelegte erweiterungspolitische 
Rahmen, die Vereinbarungen, die eine 
rechtsverbindliche Beziehung zu den in 
Anhang I aufgeführten Begünstigten 
begründen, sowie einschlägige 
Entschließungen des Europäischen 
Parlaments, Mitteilungen der Kommission 
und gemeinsame Mitteilungen der 
Kommission und der Hohen Vertreterin der 
Union für Außen- und Sicherheitspolitik 

1. Der vom Europäischen Rat und 
vom Rat festgelegte erweiterungspolitische 
Rahmen, die Vereinbarungen, die eine 
rechtsverbindliche Beziehung zu den in 
Anhang I aufgeführten Begünstigten 
begründen, sowie einschlägige 
Entschließungen des Europäischen 
Parlaments, Erkenntnisse und 
Schlussfolgerungen von 
Überwachungsgruppen, Reisen und 
Delegationen des Europäischen 



AD\1171028DE.docx 15/23 PE628.720v03-00

DE

bilden den allgemeinen Politikrahmen für 
die Durchführung dieser Verordnung. Die 
Kommission gewährleistet die Kohärenz 
zwischen der Hilfe und dem 
erweiterungspolitischen Rahmen.

Parlaments, Mitteilungen der Kommission 
und gemeinsame Mitteilungen der 
Kommission und der Hohen Vertreterin der 
Union für Außen- und Sicherheitspolitik 
bilden den allgemeinen Politikrahmen für 
die Durchführung dieser Verordnung. Die 
Kommission gewährleistet die Kohärenz 
zwischen der Hilfe und dem 
erweiterungspolitischen Rahmen.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. eine ausgewogene, entpolitisierte 
und diskriminierungsfreie Verteilung der 
Mittel ist im gesamten Land sowie auf 
allen Ebenen der Gesellschaft 
sicherzustellen;

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Hilfe im Rahmen von IPA III 
stützt sich auf einen IPA-
Programmplanungsrahmen für die 
Verwirklichung der in Artikel 3 genannten 
spezifischen Ziele. Der IPA-
Programmplanungsrahmen wird von der 
Kommission für die Laufzeit des 
mehrjährigen Finanzrahmens der Union 
festgelegt.

1. Die Hilfe im Rahmen von IPA III
stützt sich auf einen IPA-
Programmplanungsrahmen für die 
Verwirklichung der in Artikel 3 genannten 
spezifischen Ziele. Der IPA-
Programmplanungsrahmen wird von der 
Kommission nach Konsultation mit dem 
Europäischen Parlament für die Laufzeit 
des mehrjährigen Finanzrahmens der
Europäischen Union festgelegt.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 2 – Unterabsatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Hilfe wird gezielt gewährt und an die 
jeweilige Situation der in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten angepasst; dabei 
werden die weiteren Anstrengungen, die 
zur Erfüllung der Kriterien für die 
Mitgliedschaft erforderlich sind, sowie die 
Kapazitäten der Begünstigten 
berücksichtigt. Art und Umfang der Hilfe 
hängen von dem Bedarf, dem 
Reformwillen und den Fortschritten bei der 
Durchführung der Reformen ab.

Die Hilfe wird gezielt gewährt und an die 
jeweilige Situation der in Anhang I 
aufgeführten Begünstigten angepasst; dabei 
werden die weiteren Fortschritte, die zur 
Erfüllung der Kriterien für die 
Mitgliedschaft erforderlich sind, sowie die 
Kapazitäten der Begünstigten 
berücksichtigt. Art und Umfang der Hilfe 
hängen von dem Bedarf, dem 
Reformwillen und den Fortschritten bei der 
Durchführung der Reformen ab, wobei die 
Notwendigkeit einer nachhaltigen 
wirtschaftlichen Entwicklung und eines 
entsprechenden Wachstums, guter 
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
und Investitionen und einer 
Haushaltskonsolidierung zu
berücksichtigen ist. Die Fortschritte 
werden von der Kommission regelmäßig 
überwacht und bewertet. 

Die Unterstützung der Europäischen 
Union wird ausgesetzt oder teilweise 
ausgesetzt, wenn die Fortschritte bei der 
Verwirklichung der in Artikel 3 
genannten spezifischen Ziele nicht 
zufriedenstellend sind oder wenn ein 
Begünstigter den Grundsatz der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
nicht achtet oder gegen die 
Verpflichtungen aus den einschlägigen 
Abkommen mit der Europäischen Union 
verstößt. Unter den gleichen Bedingungen 
und auf Antrag des Europäischen 
Parlaments prüft die Kommission die 
Aussetzung oder teilweise Aussetzung der 
Unterstützung der Europäischen Union 
und erstattet Bericht, wobei sie den 
Beschluss begründet.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 5 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5a. Die Kommission überwacht das 
gesamte Verfahren der 
Projektdurchführung mittels eines soliden 
und kohärenten Mechanismus genau und 
führt eine qualitative und quantitative 
Bewertungsanalyse durch, um die 
Fortschritte bei der Verwirklichung der 
festgelegten Ziele zu verfolgen und, um 
eine bessere Rechenschaftspflicht, 
Transparenz und stärker zielgerichtete 
Ausgaben aus den Fonds zu 
gewährleisten. Das Europäische 
Parlament ist befugt, bei der Kommission 
einen Antrag auf Prüfung spezifischer 
Fälle zu stellen, in denen das in dieser 
Verordnung festgelegte Verfahren von 
den Begünstigten nicht eingehalten 
wurde, und die erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, wenn 
berechtigte Gründe vorliegen.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) Frühzeitige Herstellung und 
Förderung der ordnungsgemäßen 
Funktionsweise der für die Sicherstellung 
der Rechtsstaatlichkeit erforderlichen 
Institutionen: Die Maßnahmen in diesem 
Bereich sind auf Folgendes ausgerichtet: 
Errichtung unabhängiger, 
rechenschaftspflichtiger und effizienter 
Justizsysteme, einschließlich transparenter 
und leistungsbasierter Systeme für 
Einstellung, Beurteilung und Beförderung 
sowie wirksamer Disziplinarverfahren bei 
Fehlverhalten, und Förderung der 
justiziellen Zusammenarbeit; 
Gewährleistung der Errichtung robuster 
Systeme zum Schutz der Grenzen, zur 
Steuerung der Migrationsströme und zur 

(a) Frühzeitige Herstellung und 
Förderung der ordnungsgemäßen 
Funktionsweise der für die Sicherstellung 
der Rechtsstaatlichkeit erforderlichen 
Institutionen: Die Maßnahmen in diesem 
Bereich sind auf Folgendes ausgerichtet: 
Gewaltenteilung, Errichtung 
unabhängiger, rechenschaftspflichtiger und 
effizienter Justizsysteme, einschließlich 
transparenter und leistungsbasierter 
Systeme für Einstellung, Beurteilung und 
Beförderung sowie wirksamer 
Disziplinarverfahren bei Fehlverhalten, 
und Förderung der justiziellen 
Zusammenarbeit; Gewährleistung der 
Errichtung robuster Systeme zum Schutz 
der Grenzen, zur Steuerung der 
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Bereitstellung von Asyl für 
schutzbedürftige Personen; Entwicklung 
wirksamer Instrumente zur Verhütung und 
Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität, des Menschenhandels, der 
Schleusung von Migranten, der 
Geldwäsche/der Terrorismusfinanzierung 
und der Korruption; Förderung und Schutz 
der Menschenrechte, der Rechte von 
Minderheiten – einschließlich der Roma 
sowie lesbischer, schwuler, bisexueller, 
transsexueller und intersexueller 
Personen – und der Grundfreiheiten, 
einschließlich der Medienfreiheit und des 
Datenschutzes.

Migrationsströme und zur Bereitstellung 
von Asyl für schutzbedürftige Personen; 
Entwicklung wirksamer Instrumente zur 
Verhütung und Bekämpfung der 
organisierten Kriminalität, des 
Menschenhandels, der Schleusung von 
Migranten, der Geldwäsche/der 
Terrorismusfinanzierung und der 
Korruption; Förderung und Schutz der 
Menschenrechte, der Rechte von 
Minderheiten – einschließlich der Roma 
sowie lesbischer, schwuler, bisexueller, 
transsexueller und intersexueller 
Personen – und der Grundfreiheiten, 
einschließlich der Medien- und 
Meinungsfreiheit und des Datenschutzes.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) Stärkung der wirtschaftspolitischen 
Steuerung: Die Maßnahmen sind auf 
Folgendes ausgerichtet: Unterstützung der 
Beteiligung am Verfahren der 
Wirtschaftsreformprogramme und 
Förderung der systematischen 
Zusammenarbeit mit internationalen 
Finanzinstitutionen bei der 
Grundausrichtung der Wirtschaftspolitik. 
Verbesserung der Kapazität zur Stärkung 
der makroökonomischen Stabilität und 
Unterstützung der Fortschritte hin zu einer 
funktionierenden Marktwirtschaft, die dem 
Wettbewerbsdruck und den Marktkräften 
innerhalb der Union standhalten kann.

(c) Stärkung der wirtschaftspolitischen 
Steuerung: Die Maßnahmen sind auf 
Folgendes ausgerichtet: Unterstützung der 
Beteiligung am Verfahren der 
Wirtschaftsreformprogramme und 
Förderung der systematischen 
Zusammenarbeit mit internationalen 
Finanzinstitutionen bei der 
Grundausrichtung der Wirtschaftspolitik. 
Verbesserung der Kapazität zur Stärkung 
der makroökonomischen Stabilität und 
Unterstützung der Fortschritte hin zu 
nachhaltiger Entwicklung und einer 
funktionierenden Marktwirtschaft, die dem 
Wettbewerbsdruck und den Marktkräften 
innerhalb der Europäischen Union 
standhalten kann.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe h
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(h) Förderung der Schaffung 
hochwertiger Arbeitsplätze und des 
Zugangs zum Arbeitsmarkt. Die 
Maßnahmen in diesem Bereich sind auf 
Folgendes ausgerichtet: Bekämpfung der 
hohen Arbeitslosigkeit und 
Nichterwerbstätigkeit durch Unterstützung 
einer nachhaltigen Arbeitsmarktintegration 
insbesondere von jungen Menschen (vor 
allem denjenigen, die weder eine Arbeit 
haben noch eine schulische oder berufliche 
Ausbildung absolvieren (NEET)), Frauen, 
Langzeitarbeitslosen und allen 
unterrepräsentierten Gruppen. Die 
Maßnahmen sollen zur Schaffung 
hochwertiger Arbeitsplätze und zur 
wirksamen flächendeckenden 
Durchsetzung arbeitsrechtlicher 
Vorschriften und Normen beitragen. 
Weitere wichtige Interventionsbereiche 
sind die Unterstützung der Gleichstellung 
der Geschlechter, die Förderung der 
Beschäftigungsfähigkeit und Produktivität, 
die Anpassung von Arbeitnehmern und 
Unternehmen an den Wandel, die 
Einrichtung eines dauerhaften 
Sozialdialogs sowie die Modernisierung 
und Stärkung der Arbeitsmarktinstitutionen 
wie öffentlicher Arbeitsverwaltungen und 
Arbeitsaufsichtsbehörden.

(h) Förderung der Schaffung 
hochwertiger Arbeitsplätze und des 
Zugangs zum Arbeitsmarkt. Die 
Maßnahmen in diesem Bereich sind auf 
Folgendes ausgerichtet: Bekämpfung der 
hohen Arbeitslosigkeit und 
Nichterwerbstätigkeit durch Unterstützung 
einer nachhaltigen Arbeitsmarktintegration 
insbesondere von jungen Menschen (vor 
allem denjenigen, die weder eine Arbeit 
haben noch eine schulische oder berufliche 
Ausbildung absolvieren (NEET)), Frauen, 
Langzeitarbeitslosen und allen 
unterrepräsentierten Gruppen. Die 
Maßnahmen sollen zur Schaffung 
hochwertiger Arbeitsplätze und zur 
wirksamen flächendeckenden 
Durchsetzung arbeitsrechtlicher 
Vorschriften und Normen sowie 
Tarifverhandlungen nach 
arbeitsrechtlichen Standards der IAO 
beitragen. Weitere wichtige 
Interventionsbereiche sind die 
Unterstützung der Gleichstellung der 
Geschlechter, die Förderung der 
Beschäftigungsfähigkeit und Produktivität, 
die Anpassung von Arbeitnehmern und 
Unternehmen an den Wandel, die 
Einrichtung eines dauerhaften 
Sozialdialogs sowie die Modernisierung 
und Stärkung der Arbeitsmarktinstitutionen 
wie öffentlicher Arbeitsverwaltungen und 
Arbeitsaufsichtsbehörden.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Absatz 1 – Buchstabe k

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(k) Verbesserung des Umfelds des 
Privatsektors und der 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, 
einschließlich intelligenter Spezialisierung 
als Hauptantriebskräfte für Wachstum, 

(k) Verbesserung des Umfelds des 
Privatsektors und der 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen
(insbesondere von KMU), einschließlich 
intelligenter Spezialisierung als 
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Arbeitsplätze und Kohäsion. Dabei wird 
denjenigen Projekten Priorität eingeräumt, 
die das Unternehmensumfeld verbessern.

Hauptantriebskräfte für Wachstum, 
Arbeitsplätze und Kohäsion. Dabei wird 
nachhaltigen Projekten Priorität 
eingeräumt, die das Unternehmensumfeld 
verbessern.

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(da) Maßnahmen zur Beseitigung 
unnötiger Handelshemmnisse, 
einschließlich bürokratischer Hürden, 
Zölle und nichttarifärer Hemmnisse

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IV – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die folgende Liste der zentralen 
Leistungsindikatoren dient der besseren 
Messung des Beitrags der Union zur 
Verwirklichung ihrer spezifischen Ziele.

Die folgende Liste der zentralen 
Leistungsindikatoren dient der besseren 
Messung des Beitrags der Europäischen 
Union zur Verwirklichung ihrer 
spezifischen Ziele und der von den 
Begünstigten erzielten Fortschritte.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang IV – Absatz 1 – Nummer 10 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

10a. Aussöhnung, 
gutnachbarschaftliche Beziehungen und 
internationale Verpflichtungen
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